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Prinzips und der Veränderung des Systems der ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrates die Existenzgrundlage ent­
zogen werden würde, daß es angesichts der Existenz unter­
schiedlicher sozialökonomischer Systeme in der Welt keine 
reale Alternative zu diesen Regelungen gibt.9

Konsequenterweise wird der für den Sicherheitsrat vor­
gesehene Mechanismus im Art. 108 der UN-Charta reflek­
tiert, wonach Änderungen der Charta für alle Mitglieder der 
Vereinten Nationen dann in Kraft treten, wenn sie mit Zwei­
drittelmehrheit der Mitglieder der Vollversammlung ange­
nommen und von zwei Dritteln der Mitglieder der Vereinten 
Nationen, einschließlich alier ständigen Mitglieder des Si­
cherheitsrates, gemäß ihren jeweiligen verfassungsmäßigen 
Verfahren ratifiziert worden sind. Damit sind ebenfalls die 
Voraussetzungen erfüllt, die für die Struktur des Sicher­
heitsrates konzipiert wurden. Gegen den Willen eines stän­
digen Mitgliedes des Sicherheitsrates ist es nicht möglich, 
die Charta der Vereinten Nationen zu revidieren, d. h. solche 
substantiellen Veränderungen durchzuführen, die in irgend­
einer Weise gegen die Prinzipien der friedlichen Koexistenz 
gerichtet sind.

Dos Handeln für die Staatengemeinschaft als Ganzes 
in Konfliktfällen

Die Grundkonzeption, daß zwei Drittel der Mitgliedstaaten, 
einschließlich der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates, 
für die Staatengemeinschaft als Ganzes tätig werden, be­
stimmt auch das gesamte System der kollektiven Sicherheit 
in der UN-Charta, d. h. das Handeln der Staatengemeinschaft 
als Ganzes in Konfliktfällen, die universelle Rechtsverhält­
nisse schaffen. Das findet insbesondere in den Bestimmun­
gen der Art. 24 und 25 der UN-Charta seinen Niederschlag. 
Im Art. 24 erklären sich die Mitglieder damit einverstanden, 
daß der Sicherheitsrat in Ausübung der sich aus seiner Ver­
antwortung ergebenden Pflichten in ihrem Namen handelt. 
Sie verpflichten sich demzufolge in Art. 25, die Beschlüsse 
des Sicherheitsrates gemäß der Charta anzunehmen und 
durchzuführen. Das setzt allerdings voraus, daß das Interesse 
der internationalen Gemeinschaft an der Erhaltung oder 
Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit berührt ist; denn nur in diesem Falle kommt ein 
universelles Rechtsverhältnis zustande, das universelle Be­
troffenheit impliziert.

Im Rahmen dieses Systems der kollektiven Sicherheit der 
UN-Charta muß die universelle Betroffenheit in jedem kon­
kreten Fall festgelegt werden. Auch im Völkerrecht gilt der 
im innerstaatlichen Recht herrschende Grundsatz, daß festge­
stellt werden muß, ob ein Sachverhalt einen bestimmten Tat­
bestand erfüllt. Die Beweislast hat in diesem Falle der Si­
cherheitsrat als Vertreter der Staatengemeinschaft als Gan­
zes zu tragen, der feststellen muß, ob der Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit durch den Konflikt berührt 
werden. Zugleich hat die Staatengemeinschaft den Sicher­
heitsrat durch die Kompetenzzuweisung in den Kapiteln V, 
VI, VII, VIII und XII der UN-Charta autorisiert, die not­
wendige Subsumtion vorzunehmen. Einzig und allein auf 
dieser Grundlage werden auch die in einem Konflikt dieser 
Dimension mittelbar Beteiligten berechtigt und verpflichtet, 
auf die unmittelbar am Konflikt Beteiligten mit den im 
kollektiven Sicherheitssystem vorgesehenen Mitteln und Me­
thoden einzuwirken.

Der Sicherheitsrat ist das einzige Organ der Vereinten 
Nationen, das im Konfliktfall für die Staatengemeinschaft als 
Ganzes handeln und universelle Rechtsverhältnisse mit kon­
stitutiver Wirkung hinsichtlich der Rechtsfolgen, die im kol­
lektiven Sicherheitssystem vorgesehen sind, feststellen kann. 
Weder der Vollversammlung noch dem Generalsekretär, die 
gewisse Vollmachten im Rahmen der Konfliktbehandlung 
haben (Art. 12, 14, 99 der UN-Charta), ist diese Feststellungs­
befugnis übertragen worden. So darf, obgleich auch die Voll­
versammlung gemäß Art. 14 der UN-Charta Maßnahmen zur 
friedlichen Regelung von Situationen empfehlen kann, aus 
diesen Empfehlungen nicht auf die Feststellung eines univer­
sellen Rechtsverhältnisses geschlossen werden. Die Formu­
lierung des Art. 14 — „wenn diese Situation ihrer (der Voll­
versammlung — d. V.) Meinung nach das allgemeine Wohl 
oder die freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Na­
tionen beeinträchtigen könnte“ — und die darauf fußende 
Kompetenzbegründung der Vollversammlung qualifizieren 
den Konflikt noch nicht als einen, der wegen seiner Gefähr­
lichkeit für den Weltfrieden und die internationale Sicher­
heit kollektiver Sanktionen bedarf oder diese ermöglicht. 
Diese Meinungsäußerung der Vollversammlung kann ledig­
lich als eine Vermutung eines internationalen Konflikts, einer

internationalen Angelegenheit im Sinne der UN-Charta be­
trachtet werden.

Dieses klar konstruierte, flexible System zur Garantie­
rung des Weltfriedens und der Festigung der internationalen 
Sicherheit hat sich als tragfähig erwiesen und entspricht 
dem internationalen Klassenkräfteverhältnis. Es wird dar­
auf ankommen, diese Regelungen noch effektiver einzuset­
zen. Die Staaten der sozialistischen Gemeinschaft haben dazu 
ihre Bereitschaft erklärt.

Erhöhung der Effektivität der UNO

Die Organisation der Vereinten Nationen hat in den 40 Jah­
ren ihres Bestehens eine lange und nicht immer einfache 
Wegstrecke zurückgelegt. Die vier Jahrzehnte Geschichte der 
Vereinten Nationen machen deutlich, daß die Effektivität der 
UNO entscheidend vom Kräfteverhältnis in der Welt insge­
samt und in der Organisation selbst abhängt. Ihre Effekti­
vität war gering oder überhaupt nicht gegeben, solange die 
führenden imperialistischen Staaten in den ersten Jahren 
während der Ära des „kalten Krieges“ die UNO zur Durch­
setzung ihrer antikommunistischen und antisowjetischen Po­
litik mißbrauchten und das damalige Kräfteverhältnis im­
mer wieder zu offenen Verletzungen der UN-Charta aus­
nutzten.10 Die Wirksamkeit der UNO nahm jedoch in dem 
Maße zu, wie sich das Kräfteverhältnis in der Welt zugun­
sten des Sozialismus und der antiimperialistischen Kräfte 
veränderte und auch in der UNO sichtbar wurde.

Als die UNO gegründet wurde, gehörten ihr 51 Mitglied­
staaten an. Aber nur drei Gründungsmitglieder — die UdSSR, 
die Belorussische SSR und die Ukrainische SSR — waren so­
zialistische Staaten. Über viele Jahre hinweg standen diese 
Staaten der übergroßen Mehrheit der imperialistischen Staa­
ten und ihnen damals höriger Staaten Lateinamerikas, 
Asiens und Afrikas gegenüber. Seither hat es bedeutende 
Veränderungen sowohl in der Mitgliederzahl als auch im 
Charakter der Mitgliedstaaten der UNO gegeben. Die Orga­
nisation zählt heute 159 Mitglieder. Dabei hat sich das Ge­
wicht der Kräfte, die für die Verwirklichung der Ziele der 
Vereinten Nationen und gegen die imperialistische Aggres­
sionspolitik kämpfen, wesentlich erhöht. Die Staaten der so­
zialistischen Gemeinschaft bestimmen in zunehmendem Maße 
die inhaltliche Diskussion und brachten die entscheidenden 
Lebensfragen der Völker vor das Forum der Nationen:

1. Sicherung des Weltfriedens und Festigung der inter­
nationalen Sicherheit durch Abrüstung und Rüstungsbegren­
zung, insbesondere Verhinderung eines Nuklearkrieges.

2. Die Gewährleistung des Selbstbestimmungsrechts für 
alle Völker, d. h. insbesondere Unterstützung des Kampfes 
der Stäaten Asiens, Afrikas und Lateinamerikas gegen den 
Neokolonialismus und imperialistische Unterdrückung in 
allen ihren Formen.

3. Verhinderung internationaler Konflikte bzw. ihre Lö­
sung mit friedlichen Mitteln auf der Grundlage der Achtung 
der souveränen Gleichheit und der Gewährleistung der 
Gleichheit und gleichen Sicherheit.

4. Entwicklung der friedlichen internationalen Zusam­
menarbeit in allen Bereichen.

Diese positive Tendenz machte auch gerade die 39. Tagung 
der UN-Vollversammlung deutlich.11 Allein auf dem Gebiet 
der Abrüstung, der Rüstungsbegrenzung sowie der internatio­
nalen Sicherheit wurden insgesamt 72 Resolutionen behandelt. 
Ihr Hauptgegenstand sind Fragen, die mit der Verhinderung 
eines nuklearen Weltkrieges Zusammenhängen. Sie sind ein­
deutig gegen die Konfrontationspolitik der USA, gegen die 
von ihnen angekurbelte Rüstungsspirale und die Vorberei­
tung eines dritten Weltkriegs auf der Erde und im Kosmos 
gerichtet.

Die DDR hat in den fast zwölf Jahren ihrer Mitglied­
schaft in der Weltorganisation einen wesentlichen Beitrag 
zur Realisierung der Grundsätze und Ziele der UN-Charta 
geleistet. Es ist hervorzuheben, daß gerade angesichts des 
40. Jahrestages von Jalta, Potsdam und San Francisco die 
von der DDR initiierte Resolution 39/114 angenommen wurde, 
die zum gemeinsamen Kampf gegen Nazismus, Faschismus 
und Neofaschismus aufruft. Durch den ausdrücklichen Hin­
weis auf den 40. Jahrestag des Sieges über den Faschismus 
und der Befreiung aller Völker wird die aktuelle Bedeutung

9 Vgl. W. Spröte/H. Wünsche, a. a. O., S. 83.
10 Vgl. G. I. Morosow, „Die UNO ln der gegenwärtigen Welt“, Mlro- 

waja ekonomika 1 meshdunarodnyje otnoschenlja 1970, Heit 9, 
S. 19 ff.

11 Vgl. dazu H. Ott, „Zusammenarbeit und Abrüstung statt Konfron­
tation“, horlzont 1985, Nr. 2, S. 8 f.; G. Görner/W. Натре/ R. Münch, 
„Zur Arbeit des ReChtsausschusses auf der 39. Tagung der UN- 
Vollversammlung“, ln diesem Heft.


